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ANALYSE

Die unbekannten Politiken des Völkerrechts im postsowjetischen Raum
Cindy Wittke (Leibniz-Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Regensburg)

Zusammenfassung
Seit 1991 stehen alle Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion vor der Herausforderung, ihre jeweils 
eigene Politik des Völkerrechts zu formulieren und umzusetzen. Dabei werden sie seit mehr als zwei Jahrzehn-
ten auch von starken Konfliktdynamiken in der Region herausgefordert. Diese Konflikte scheinen grundle-
gende Prinzipien der regionalen sowie internationalen rechtlichen und politischen Ordnung(en) infrage zu 
stellen. Der vorliegende Beitrag unterstreicht die Notwendigkeit, die Politiken des Völkerrechts der Staa-
ten im postsowjetischen Raum grundlegend zu erforschen, vergleichend zu analysieren und dabei über den 
häufig herrschenden Fokus auf Russland hinauszugehen.

Einleitende Beobachtungen
Seit 1991 stehen die Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion vor der Herausforderung, ihre eigene Völ-
kerrechtspolitik zu formulieren und umzusetzen. Jedoch 
lassen der russisch-georgische Krieg im August 2008, die 
Annexion der Krim durch Russland im März 2014 sowie 
der andauernde bewaffnete Konflikt in der Ostukraine 
die internationale Staatengemeinschaft Zeugin komple-
xer und fortschreitender Prozesse der Infragestellung 
zentraler Prinzipien des Völkerrechts werden. Als uni-
versell betrachtete Prinzipien der rechtlichen und politi-
schen Ordnung wie die territoriale Integrität von Staaten, 
die Unverletzlichkeit von Grenzen und das Interventi-
onsverbot gelten in der postsowjetischen Region schein-
bar nicht mehr selbstverständlich oder in gleicher Form.

Was wir über die Politiken des Völkerrechts 
im postsowjetischen Raum wissen
Wie geht die aktuelle europäische und anglo-amerika-
nische Literatur mit den oben skizzierten Herausfor-
derungen für die internationale und regionale politi-
sche und rechtliche Ordnung um? Auffällig ist zunächst, 
dass sich seit 2008 und besonders seit 2014 ein Gros der 
Forschung auf Russland konzentriert, indem z. B. die 
Auswirkungen von Konflikten in Georgien oder in der 
Ukraine aus der Perspektive der Beziehungen zwischen 
Russland und der Europäischen Union oder zwischen 
Russland und einzelner westlicher Staaten beleuchtet 
werden. Debatten über den russisch-georgischen Krieg 
2008 und die Konfliktkonstellationen in der Ukraine 
in der Völkerrechtswissenschaft konzentrieren sich vor 
allem auf Russlands Verstöße gegen grundlegende Prin-
zipien des Völkerrechts und sehen Formen der Instru-
mentalisierung oder Vulgarisierung des Völkerrechts, 
das dem Primat russischer außenpolitischer und geostra-
tegischer Ziele untergeordnet wird. Zeitgleich wird auch 
über die Relevanz und Regelungsmächtigkeit des herr-
schenden Völkerrechts und seiner Institutionen disku-
tiert: Inwiefern ist das Völkerrecht überhaupt »fit«, um 

die oben geschilderten Entwicklungen in der Analyse 
abzudecken und in der Praxis zu steuern?

Exemplarisch für die völkerrechtlichen Debatten sei 
an dieser Stelle ein Sonderheft der Zeitschrift für aus-
ländisches öffentliches Recht und Völkerrecht (ZaöRV) 
aus dem Jahr 2015 hervorgehoben. In diesem Sonderheft 
kommen auch Völkerrechtler/innen aus der Ukraine 
sowie aus Russland mit ihren Analysen und Standpunk-
ten bzgl. des Status der Krim-Halbinsel zu Wort. Diese 
Beiträge bieten Einblicke in lokale und regionale Per-
spektiven, Perzeptionen und Debatten u. a. zum exter-
nen Selbstbestimmungsrecht der Völker, zur Praxis 
von humanitären Interventionen und zur sogenannten 
Schutzverantwortung (Responsibility to Protect), die 
bis dato nur selten oder kaum prominent in den euro-
päischen und anglo-amerikanischen Mainstreamdebat-
ten Platz und Gehör fanden.

Der allgemeine Mangel an völkerrechtswissen-
schaftlichen und anderen analytischen Stimmen aus 
dem postsowjetischen Raum in führenden westeuro-
päischen und anglo-amerikanischen Fachzeitschriften 
ist u. a. in sprachlichen Barrieren, der zum Teil immer 
noch herrschenden Unterfinanzierung der Forschung in 
diesen Ländern sowie in divergenten Publikationsstra-
tegien und -praktiken begründet. Erwähnenswert ist in 
diesem Kontext auch das Editorial des oben erwähnten 
ZaöRV-Sonderheftes. Es unterstreicht explizit, dass für 
dieses Heft vom üblichen Peer-Review-Verfahren abge-
sehen wurde, um alle Beiträge aus Gründen der Mei-
nungsvielfalt aufnehmen zu können. Zwischen den Zei-
len gelesen, gingen die Herausgeber/innen wohl zum 
einen von einer hohen Wahrscheinlichkeit aus, dass die 
Beiträge der Autor/innen aus der Ukraine und Russland 
den Kriterien der externen Gutachter-Verfahren nicht 
entsprechen könnten. Zum anderen gingen sie wohl 
auch davon aus, dass sich divergierende politische Posi-
tionen in der völkerrechtlichen Wertung und damit zur 
Rolle der Politik des Völkerrechts in der internationa-
len Politik in der Begutachtung niederschlagen könn-
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ten. Der hier umrissene Kontext steht symptomatisch 
für die vergleichsweise weitgehende Abwesenheit von 
völkerrechtswissenschaftlichen Beiträgen und Debat-
ten aus der postsowjetischen Region.

Den derzeit wohl umfassendsten Einblick in das 
»Russische Völkerrecht« bietet die wegweisende Mono-
graphie des estnischen Völkerrechtlers Lauri Mälksoo 
mit dem Titel »Russian Approaches to International 
Law«. Darin stellt der Autor die Entwicklungen der 
russischen Völkerrechtswissenschaft sowie ihrer rechts-
wissenschaftlichen Ideengeschichte dar und setzt damit 
neue Akzente in der Erforschung der Geschichte des 
Völkerrechts sowie in der neueren Strömung der soge-
nannten vergleichenden Völkerrechtsforschung. Letz-
tere wurde jüngst von einer als wegweisend betrachte-
ten Monographie erweitert: Anthea Roberts fragt »Is 
International Law International?«. Sie untersucht unter 
Zuhilfenahme von Methoden der empirischen Sozial-
forschung die Dominanz europäischer und anglo-ame-
rikanischer Ansätze zum (universellen) Völkerrecht und 
analysiert kontrastierende regionale sowie nationale 
Praktiken, Traditionen und Gegenbewegungen v. a. in 
Völkerrechtswissenschaft und -lehre. Anthea Roberts 
zeigt auf, dass das Völkerrecht nicht universell im Sinne 
von einheitlich, sondern in seinen Formen und Funk-
tionen vielfältig ist. Aus einer global-vergleichenden 
Perspektive mit Beispielen aus allen Rechtstraditionen 
und allen Kontinenten zeigt Roberts auf, wie nationale, 
regionale und trans-regionale Unterschiede, Auseinan-
dersetzungen und Wissenstransfers in Wissenschaft und 
Praxis das moderne Völkerrecht auf hochkomplexe Art 
und Weise geprägt haben und dies noch immer tun.

Lenken wir vor dem Hintergrund dieser skizzenhaf-
ten Beobachtungen den Blick wieder auf das Völker-
recht und die Politik(en) des Völkerrechts im postsow-
jetischen Raum, dann müssen wir feststellen, dass wir 
aktuell sehr wenig über sie sowie über ihre Auswirkun-
gen auf Dynamiken von Konflikt und Kooperation in 
dieser Region und darüber hinaus wissen.

Wofür sollten wir also unseren Blick in der 
Zukunft schärfen?
Es ist folglich notwendig, die Politik(en) des Völker-
rechts in der nationalen, regionalen und internationa-
len Politik der Staaten des sogenannten postsowjeti-
schen Raums aus vergleichender Perspektive besser zu 
erforschen und zu verstehen. Dabei können wir gesi-
chert davon ausgehen, dass Russland in den oben skiz-
zierten Deutungs- und Umdeutungsprozessen der Poli-
tiken des Völkerrechts sowie in den damit verbundenen 
Konfliktgemengelagen eine führende Rolle zukommt. 
Diese liegt in der wirtschaftlichen, politischen und mili-
tärischen Dominanz der Russländischen Föderation 

in der Region sowie in ihrer Rolle als Rechtsnachfol-
gerin der Sowjetunion und damit u. a. als permanen-
tes Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. 
Andere Staaten der Region wiederum stehen im Zuge 
ihrer Staatsbildungs- und Transformationsprozesse und 
vor dem Hintergrund der oben umrissenen Entwicklun-
gen und Konfliktdynamiken vor der Herausforderung, 
ihre eigene, souveräne Politik des Völkerrechts in der 
internationalen Politik z. T. mit und/oder gegen Russland 
zu formulieren. Es ist zu vermuten, dass diese Heraus-
forderungen zu variierenden Formen sich fragmentie-
render Souveränität und damit herausgeforderter Staat-
lichkeit im postsowjetischen Raum führen. Zukünftige 
forschungsleitende Fragen sollten also u. a. sein, welche 
Auswirkung Entwicklungen und Praxen in der Politik 
des Völkerrechts Russlands auf die Souveränität und 
die Völkerrechtspolitik anderer Staaten im postsowje-
tischen Raum haben? Welche Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede lassen sich wiederum in den Politiken des 
Völkerrechts dieser Staaten ausmachen? Über den Fokus 
auf Russland hinausgehend sollte sich unsere Aufmerk-
samkeit also auch auf die Rolle der verschiedenen Poli-
tiken des Völkerrechts in den postsowjetischen Staa-
ten und ihre gegenseitigen Beziehungen lenken. Dies 
gilt vor allem für postsowjetische Staaten, deren Sou-
veränität durch gewaltsame oder so genannte »einge-
frorene« Territorialkonflikte (frozen conflicts) heraus-
gefordert sind und die in territoriale Konflikte direkt 
oder indirekt involviert sind: Georgien, die Ukraine, 
die Republik Moldau, Armenien und Aserbaidschan – 
und natürlich Russland.

Innen- und außenpolitische Debatten in diesen Staa-
ten nehmen häufig Bezug auf das Völkerrecht. Auf den 
ersten Blick scheint für diese Staaten das Völkerrecht 
seit 1991 v. a. mit der Idee einer »sanften zivilisatori-
schen Mission« (gentle civilizer of nations) und dem 
Schutz ihrer prekären Souveränität verbunden zu sein. 
Das bedeutet u. a., dass sich in den Räumen des inter-
nationalen Rechts – zum Beispiel vor dem Internationa-
len Gerichtshof (IGH) oder dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) – Staaten formal als 
souveräne Gleiche gegenüberstehen, unabhängig von 
ihrer politischen, wirtschaftlichen sowie militärischen 
Stärke im regionalen und globalen Vergleich. Offen 
bleibt jedoch die Antwort auf die Frage, wie diese Staa-
ten in ihrer Politik des Völkerrechts mit der offenkundi-
gen Kluft zwischen diesen formalen Vorstellungen von 
der Funktion des Völkerrechts in der internationalen 
Ordnung und der konfliktbehafteten Realität der Poli-
tik(en) des Völkerrechts in der postsowjetischen Region 
umgehen. Ausgehend von diesen Beobachtungen erge-
ben sich drei weitere immanente Kernprobleme und -fra-
gen: Warum hat Völkerrechtspolitik in der regionalen 
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und internationalen Politik im postsowjetischen Raum 
eine solch exponierte Rolle, um Konflikt und Koopera-
tion auf der nationalen und internationalen Ebene zu 
legitimieren? Ist eine Regionalisierung des Völkerrechts-
rechts und damit eine Abkehr von seinem (proklamier-
ten) Universalismus in den Völkerrechtspolitik(en) im 
postsowjetischen Raum zu beobachten? Welche Effekte 
hat die Politik des Völkerrechts von Staaten im postsow-
jetischen Raum auf interne und internationale politische 
und rechtliche Dynamiken von Konflikt und Koopera-
tion – und umgekehrt?

Vor dem Hintergrund dieser forschungs- und pra-
xisrelevanten Fragen sollte es ein wesentliches analyti-
sches Ziel zukünftiger Untersuchungen sein, zu iden-
tifizieren, an welchen Orten oder in welchen Räumen 
durch wen und mit welchen Mitteln die Kommunika-
tion und Praxis von Völkerrecht in der postsowjetischen 
Region geprägt wird. Dabei ist es wichtig zu betonen, 
dass es nicht allein Ziel einer solchen Forschung sein 
soll und kann, die juristische Qualität von völkerrecht-
lichen Argumentationsstrukturen der jeweiligen Staa-
ten und ihrer Kommunikator/innen des Völkerrechts 
zu evaluieren. Vielmehr sollte die Erforschung der Poli-
tiken des Völkerrechts im postsowjetischen Raum von 
einem erweiterten Verständnis von »Völkerrecht« als 
sozialem und politischem Konstrukt ausgehen, das in 
seiner Form und Funktion sowie seiner Praxis als Poli-
tik des Völkerrechts in der internationalen Politik über die 
klassische juristische Rechtsquellenlehre sowie strenge 
juristische Argumentations- und Subsumptionsprak-
tiken hinausgeht. Dieser Linie folgend sollte auch ein 
über Staaten und Regierungen hinausgehender Kreis 
von politischen Akteuren in den Blick genommen wer-
den, die relevante Kommunikator/innen von Völker-
rechtspolitik sind. Das sind staatliche und gesellschaftli-
che Eliten sowie juristische und nicht-juristische Expert/
innen – darunter Politiker/innen, Mitarbeiter/innen 
von Ministerien und von Think Tanks –, die in ihrer 
Arbeit und in ihren Aussagen explizit Bezug auf das 
Völkerrecht nehmen. Wie beziehen sich diese Akteure 
also auf das Völkerrecht als Referenzrahmen in ihren 
Handlungsbegründungen und Legitimierungsbestre-
bungen auf der innerstaatlichen und/oder internationa-
len politischen Ebene? Unmittelbar daran schließt sich 
die Frage an, an welchen Orten bzw. in welchen Räu-
men die relevante Kommunikation von Völkerrechts-
politik stattfindet, z. B. vor nationalen und den bereits 
genannten internationalen Gerichtshöfen, in Gremien 
internationaler Organisationen wie dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen, in außenpolitischen Konzept-
papieren sowie im öffentlichen politischen Raum – zum 
Beispiel in Reden von Entscheidungsträger/innen – und 
in den Medien. Auf diese analytischen Ziele aufbau-

end wäre auch eine fundierte Untersuchung möglich, 
in welchem Umfang sich die ausgemachten regionalen 
Entwicklungen und Praktiken auf der globalen Ebene 
auswirken: Verändern sich regionale und globale Poli-
tiken des Völkerrechts durch die untersuchten Prakti-
ken postsowjetischer Staaten?

Als Untersuchungsbeispiele könnten das militäri-
sche Engagement Russlands in Syrien dienen sowie das 
neue Dialogformat für einen Friedensprozess in Astana 
oder auch neue Kooperationsformen zwischen Russland 
und China. Im Jahr 2016 veröffentlichten beide Staa-
ten eine gemeinsame Erklärung zur Stärkung der Prin-
zipien des Völkerrechts, in der sie u. a. ihre Position 
gegen jedwede Intervention in die inneren und äuße-
ren Angelegenheiten von souveränen Staaten und gegen 
unilaterale Interventionen formulierten [Die Erklärung 
ist abrufbar unter: <http://www.mid.ru/en/foreign_
policy/news/-/asset_publisher/cKNonkJE02Bw/content/
id/2331698> – Anm. d. Red.]. Welche tatsächlichen mit-
tel- und langfristigen Effekte solche gemeinsamen State-
ments auf die jeweilige und gemeinsame Völkerrechts-
politik beider Staaten auf globaler und regionaler Ebene 
haben werden, bleibt noch abzuwarten.

Erste Interviews mit ukrainischen, georgischen und 
russischen Kommunikator/innen des Völkerrechts zei-
gen interessante Tendenzen. Zu nennen wären ukrai-
nische und georgische Narrative bzgl. der Rolle von 
Kontinuitäten in der Zugehörigkeit zum westlichen Völ-
kerrecht. Darüber hinaus zeichnet sich eine interessante 
Tendenz in den Einschätzungen bzgl. einer gewissen 
Passivität und reaktiven Praxis des »russischen Völker-
rechts« aus der Perspektive russischer Interviewpartner/
innen ab. Insbesondere diese Selbsteinschätzung steht 
auf dem ersten Blick in deutlichem Kontrast zur herr-
schenden Darstellung der Russländischen Föderation 
als aktive Umdeuterin oder proaktive Herausforderin 
des Völkerrechts.

All die hier aufgeworfenen Fragen und die hier vor-
gestellten analytischen Ziele einer Erforschung der Poli-
tiken des Völkerrechts im postsowjetischen Raum füh-
ren uns letztlich hin zu einer Vertiefung von inter-/oder 
transregionalen Vergleichen, z. B. mit Forschungen zur 
Regionalisierung des Völkerrechts in Lateinamerika oder 
Afrika oder zur Frage, ob sich in verschiedenen Regionen 
Kontinuitäten, Brüche und Entwicklungen ausmachen 
lassen, die das Narrativ eines universellen modernen Völ-
kerrechts weiter herausfordern und wenn ja, inwiefern 
sich die Politiken des Völkerrechts im Vergleich zwi-
schen einzelnen Regionen unterscheiden bzw. ähneln. 
Dabei rückt eine Untersuchung der Politiken des Völ-
kerrechts im postsowjetischen Raum näher an die ver-
meintliche Wiege des modernen Völkerrechts: das west-
liche Europa.

http://www.mid.ru/en/foreign_policy/news/-/asset_publisher/cKNonkJE02Bw/content/id/2331698
http://www.mid.ru/en/foreign_policy/news/-/asset_publisher/cKNonkJE02Bw/content/id/2331698
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Vorläufiges Fazit
Die Rolle des Völkerrechts im postsowjetischen Raum 
kann nicht gesondert von politischen Kontexten und 
Prozessen betrachtet werden. Auch wenn dieser Beitrag 
derzeit mehr Fragen aufwirft als bereits beantworten 
werden können, wird eines schon deutlich: Das Beson-
dere an Bezügen zum Völkerrecht ist, dass in den Pro-
zessen der Übersetzung politischer Präferenzen in recht-
liche Argumente die Akteure ihre speziellen Interessen 
und Präferenzen als universelle und rechtlich objekti-
vierbare Stellungnahmen präsentieren. Völkerrechtliche 
Artikulationsprozesse und damit die Völkerrechtspolitik 
sind mit dem Streben nach hegemonialer Deutungsho-
heit verbunden, die mit Konflikten, aber auch Formen 
von Kooperationen zwischen postsowjetischen Staaten 
einhergehen können. Hegemoniale Auseinandersetzun-
gen (hegemonic contestations) können dabei als regel-
mäßig wiederkehrende, also routinierte, Prozesse ver-
standen werden. Im Rahmen dieser Prozesse berufen 
sich die Akteure auf völkerrechtliche Regeln, um ihre 
Positionen sowie politischen und militärischen Hand-
lungen zu legitimieren. Das Völkerrecht – aus dieser 
Perspektive – ist also keine objektive Instanz mit über-
geordnetem universellem Geltungsanspruch. Vielmehr 

erscheint es als soziale Konstruktion im politischen Pro-
zess und eine Technik des Strebens nach diskursiver 
Dominanz von Staaten und Eliten. Solche Prozesse sind 
derzeit insbesondere in der postsowjetischen Region 
in einer hohen inhaltlichen und formalen Varianz zu 
beobachten. Darunter fallen die völkerrechtsdiskursi-
ven Konflikte zwischen Russland und der Ukraine sowie 
zwischen Russland und Georgien, aber auch Formen 
des regionalen Lernens, Wissens- und Erfahrungsaus-
tauschs zwischen ukrainischen und georgischen Völker-
rechtler/innen bezüglich Klage- und Prozessstrategien 
gegen Russland vor internationalen Gerichtshöfen 
[siehe dazu auch Ukraine-Analysen Nr. 208, aufruf-
bar unter: <http://www.laender-analysen.de/ukraine/
pdf/UkraineAnalysen208.pdf> – Anm. d. Red.]. Letzt-
endlich geht es vor allem um die Politik des Völker-
rechts jener postsowjetischen Staaten, die sich mit mas-
siven Herausforderungen ihrer territorialen Integrität 
konfrontiert sehen. Die Analyse ihrer völkerrechtspo-
litischen Positionierungen und Argumentationen wird 
einen Einblick in die jeweilige Perzeption der eigenen 
Lage sowie in die Strategien von Regierungen und ande-
ren Akteuren eröffnen, Handlungsmacht (zurück) zu 
gewinnen.
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